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Am besten ignorieren
Die „Financial Times Deutschland“
(Hamburg) schreibt zu Mallorca:
„Es gibt von Seiten der Bevölkerung
keine bessere Reaktion auf Terrorakte,
als sie zu ignorieren. Das gilt für eine
nationale Terrorgruppe mit eng ein-
gegrenzten Partikularinteressen wie
die spanische ETA ebenso wie für ein
fundamentalistisches Netzwerk mit
religiös-revolutionärem Anspruch wie
al-Qaida. Was alle Terrororganisationen
miteinander verbindet ist, dass der
psychologische Effekt ihrer Aktionen
weitreichender ist als der reale.“

Endlich angekommen
Die „Berliner Zeitung“ schreibt zur
Homo-Ehe:
„Nur wem die jahrhundertealte Ge-
schichte der gewalttätigen Repression
der Homosexualität geläufig ist ( …)
nur der kann die Bedeutung der Nach-
richt ermessen, wonach nun auch die
bayerische Staatsregierung nicht länger
Widerstand leistet gegen die sukzessive
rechtliche Angleichung von homose-
xuellen Partnerschaften an die Ehe.
Damit ist die Staatsregierung endlich
in der deutschen Gesellschaft ange-
kommen. Die hat schon längst ihren
Frieden mit der Homosexualität ge-
macht.“

P R E S S E S T I M M E N

Bittere Erkenntnis
Die Generäle in Birma streben eine kontrollierte Demokratie an – immerhin

Vo n u n s e r e m Ko r r e s p o n d e n t e n

Wi l l i G e r m u n d

Mit der Verurteilung der Friedensno-
belpreisträgerin Aung San Suu Kyi zei-
gen Birmas Generäle, wie berechenbar,
aber auch wie risikoscheu sie sind. Mit
dem Hausarrest von 18 Monaten für die
Oppositionspolitikerin schließt die Jun-
ta jede politische Gefahr für die im Jahr
2010 geplante Wahl aus.

So vorhersehbar die empörten Reaktio-
nen in vielen Teilen der Welt waren, so
eindeutig wird wohl die Opposition rea-
gieren. Aung San Suu Kyis Partei, die seit
zwei Jahrzehnten geknechtete „National
League for Democracy“ (NLD), hatte
schon in den vergangenen Monaten zwei
Bedingungen für eine Teilnahme an der
Wahl genannt: Freiheit für Aung San Suu
Kyi und für die weiteren rund 2000 politi-
schen Gefangenen. Es käme einem Wun-
der gleich, wenn die Regierungsgegner
nun zur Teilnahme statt zum Wahlboykott
aufrufen.

Das ist dem Regime gerade recht. 1990
musste es erleben, wie Aung San Suu Kyi
die NLD zu einem grandiosen Sieg führte.
Fast zwei Jahrzehnte später wissen die
Militärs, dass sie bei regulären Wahlen
wieder verlieren würden. Auch deshalb
hat Diktator Than Shwe bisher weder ei-
nen konkreten Termin für die Wahl fest-
gelegt noch ein Wahlgesetz präsentiert.
Die Verfassung, die im kommenden Jahr
in Kraft treten soll, schließt Birmesen von
der Kandidatur aus, die mit Ausländern
verheiratet sind oder waren.

Dieser gegen Aung San Suu Kyi gerich-
tete Passus wie auch das Gerichtsurteil
vom Dienstag zeigen: Die Generäle wol-
len eine sogenannte kontrollierte Demo-
kratie, die die Zukunft der Militärs sichert
und der von Offizieren beherrschten Par-
tei USDA ein Übergewicht verleiht. Sie
sind bereit, dem Teil der birmesischen
Gesellschaft etwas Mitsprache einzuräu-
men, der auf Distanz zur Opposition um
Aung San Suu Kyi geht und deren Nichtre-
gierungsorganisationen vom Regime ge-
duldet werden.

Mit Demokratie hat das wenig zu tun –
doch Realisten in Birma und im Ausland
wissen: Dies ist der einzige kleine Tür-
spalt, den die Generäle vorläufig öffnen
wollen. Noch ist kaum jemand bereit, öf-
fentlich die bittere Wahrheit auszuspre-
chen – doch diese minimale Öffnung ist
die einzige realistische Chance des
Landes auf Veränderung.

Um es klar zu sagen: Man muss dem Re-
gime zu Kreuze kriechen. Das ist so unan-
genehm wie es klingt. Und es nicht nur
für Aung San Suu Kyi eine bittere Er-
kenntnis. Aber die Erfahrungen der ver-
gangenen Jahre zeigen, dass Fundamen-
talopposition keinen Fortschritt bringt.
Auch wirtschaftliche Sanktionen greifen
nicht, weil Thailand, China und Indien in
Birma ihren Rohstoff- und Energiebedarf
decken. Die Generäle und die ihnen erge-
benen Unternehmer machen glänzende
Geschäfte auf dem Umweg über Singapur,
Dubai und Russland. Lediglich die Visabe-
schränkungen schmerzen, weil der
Reichtum nicht in New York, Paris oder
London verprasst werden kann.

Ein weiter Bogen um die heißen Eisen
B Z - G A S T B E I T R A G : Bei der Beschäftigungspolitik sieht Oliver Landmann die SPD im Dilemma zwischen Reformmut und Wahlkampf

Der Kanzlerkandidat der SPD, Frank-Wal-
ter Steinmeier, hat in einer programmati-
schen Rede in Berlin die Beschäftigungs-
politik ins Zentrum des Wahlkampfs ge-
rückt. Mit der Förderung zukunftswei-
sender Technologien und einer ökologi-
schen Industriepolitik will er bis 2020
vier Millionen neue Arbeitsplätze schaf-
fen und so die Arbeitslosigkeit beseitigen.
Die politische Klasse hat auf diese Vision
erwartungstreu reagiert: Die SPD war eu-
phorisiert, die Grünen sprachen von
Ideenklau und alle anderen zerrissen das
Konzept in der Luft. Was aber ist wirklich
davon zu halten?

Wer studieren will, wie Arbeitslosig-
keit erfolgreich bekämpft werden kann,
muss nicht weit suchen: Zwischen den
Jahren 2005 und 2008 ist die registrierte
Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik
Deutschland von fünf Millionen auf we-
nig über drei Millionen gesunken. Mög-
lich geworden ist dieses deutsche Be-
schäftigungswunder durch das Zusam-
mentreffen zweier glücklicher Umstän-
de.

Erstens hat die Umsetzung der unter
der Schröder-Regierung eingeleiteten Re-
formen die Funktionsfähigkeit des Ar-
beitsmarkts verbessert. Nach einer Schät-
zung des Sachverständigenrats ist hier-
durch die sogenannte strukturelle Ar-
beitslosigkeit – das heißt derjenige

Grundstock an Arbeitslosen, der über das
Auf und Ab der Konjunktur hinweg beste-
hen bleibt – um etwa ein Fünftel gesun-
ken. Zweitens konnten die strukturell
verbesserten Beschäftigungschancen
auch genutzt werden, weil Deutschland
in den vergangenen Jahren erstmals seit
längerem wieder in den Genuss eines
kräftigen, nachfragegetrie-
benen Konjunkturauf-
schwungs gekommen war,
von dem vor allem die Ex-
portwirtschaft profitierte.

Inzwischen ist dieser
doppelte Rückenwind dem
Arbeitsmarkt wieder ab-
handen gekommen. Kon-
junkturell folgte auf den
Aufschwung der Absturz in
die schwerste Krise seit Be-
stehen der Bundesrepublik.
Strukturell haben sich die
Bedingungen verschlech-
tert, weil die Große Koaliti-
on Teile der von ihr geerb-
ten Agenda 2010 wieder
zurückgedreht und den Arbeitsmarkt mit
neuen beschäftigungsgefährdenden In-
terventionen belastet hat.

Dass die Arbeitslosenzahlen auf diese
ungünstigen Entwicklungen noch nicht
stärker reagiert haben, ist vor allem der
massiven Ausdehnung der Kurzarbeit

und zu einem kleineren Teil auch kosme-
tischen Korrekturen in der Erfassung der
Arbeitslosigkeit geschuldet.

Vor diesem Hintergrund wäre es für
Kanzlerkandidat Steinmeier nicht so
schwierig gewesen, eine ernsthafte,
durch wissenschaftliche Erkenntnisse
untermauerte Strategie für den Arbeits-

markt zu entwerfen. Er hät-
te sie auf dieselben beiden
Pfeiler stellen können, die
bis 2008 den deutschen Be-
schäftigungsaufschwung
getragen haben. Neben der
Wiederherstellung und Sta-
bilisierung des Nachfrage-
wachstums hätte dies be-
deutet, auf den Weg der re-
formpolitischen Tugend zu-
rückzukehren und dort wei-
tere Schritte nach vorne zu
machen. Aber wie oft kam
der Begriff „Agenda 2010“
in Steinmeiers Berliner Re-
de vor? Kein einziges Mal.

Das Dilemma, vor dem
die SPD in der Beschäftigungspolitik
steht, ist leicht einzusehen: Die an sich
zielführenden Arbeitsmarktreformen der
Schröder-Ära sind bei weiten Teilen der
Stammwählerschaft der SPD zutiefst un-
populär und wohl zu einem nicht gerin-
gen Teil schuld an dem Umfragetief der

Partei. Also macht man einen weiten Bo-
gen um die heißen Eisen der Arbeits-
marktpolitik, greift stattdessen tief in die
Mottenkiste sozialdemokratischer Wirt-
schaftslenkungsideen und zaubert daraus
eine Industriepolitik hervor, von der aber
nicht ersichtlich ist, wie sie den Abbau
der Arbeitslosigkeit sollte leisten können.

Wenn man Milliarden Euro in Bereiche
pumpt, die man für zukunftsträchtig hält,
entstehen dort zwar neue Arbeitsplätze.
Wenn man genügend Milliarden in die
Hand nimmt (woher eigentlich?), können
es auch leicht vier Millionen Arbeitsplät-
ze werden. Nur: „Neue“ Arbeitsplätze
sind nicht dasselbe wie zusätzliche Ar-
beitsplätze. Ohne Maßnahmen, die an
den strukturellen Wurzeln der Arbeitslo-
sigkeit ansetzen, kann eine Industriepoli-
tik keinen nachhaltigen Beschäftigungs-
boom erzeugen, sondern bloß einen Ver-
drängungseffekt.

Das Dilemma, dass das wirtschaftpoli-
tisch Richtige das wahlstrategisch Falsche
ist (und umgekehrt), ist kein neues
– und auch kein exklusiv sozialdemokrati-
sches. Man darf gespannt sein, ob andere
Parteien es wagen, damit offensiver um-
zugehen.

– Oliver Landmann ist ordentlicher Pro-
fessor für theoretische Volkswirtschafts-
lehre an der Universität Freiburg.

L E I T A R T I K E L

Die Zukunft wird kleiner
Von Wulf Rüsk am p

Viele betrachten die demographische
Entwicklung – also die schrumpfende Be-
völkerungszahl und die Alterung der Ge-
sellschaft – wie den Klimawandel: Wer
weiß denn schon, wie in der nächsten
Woche das Wetter ist? Und wer weiß,
wie viele Kinder nächstes Jahr geboren
werden? Doch beides ist keine Kaffee-
satzleserei, sondern beruht auf Hoch-
rechnungen. Wie vieles, was in der Zu-
kunft geschieht, können Menschen die-
se Entwicklungen bis zu einem bestimm-
ten Maße beeinflussen – und so haben
beide Prognosen auch den Hintergedan-
ken, die Menschen zur Umkehr aufzuru-
fen, um zumindest die von ihnen vorher-
gesagten schlimmsten Aus-
wirkungen zu vermeiden.

Die Bevölkerungsstatis-
tiker des Landes Baden-
Württemberg haben aller-
dings erfahren müssen,
dass ihre Hochrechnungen
noch zu positiv geraten
sind. Erwarteten sie zu-
nächst erst für 2025, dass
weniger Menschen in Baden-Württem-
berg leben, mussten sie diese Prognose
vor einigen Jahren um gut zehn Jahre vor-
ziehen. Doch auch das ist überholt.
Schon 2008 hat diese negative Entwick-
lung eingesetzt, und in einigen Regionen
schrumpft die Bevölkerungszahl bereits
seit längerem. Diese Korrekturen sind
vor allem auf eine schwer zu kalkulieren-
de Größe zurückzuführen: Es wanderten
weniger Menschen ins Land als ange-
nommen. Die Geburtenrate ist dagegen
konstant niedrig, und daran wird sich
wenig ändern: Die Mütter, die in 25 Jah-
ren die zum Bevölkerungswachstum nö-
tigen Kinder gebären müssten, sind in
der Gegenwart nicht geboren worden.

Man wird sich also im Wachstumsland
Baden-Württemberg schnell daran ge-
wöhnen müssen, dass vermehrt grundle-
gende Statistiken zur Landesentwick-
lung mit einem Minus abschließen. Wie
schwer dieses Umdenken ist, zeigen die
Debatten um Neubaugebiete. Selbst Ge-
meinden, die seit Jahren Einwohner ver-
lieren, wollen auf Bauland am Ortsrand
nicht verzichten, obwohl ihr Zentrum
ausblutet. Bedrohlich ist weniger die
fortschreitende Zersiedelung der Land-
schaft als der Verfall des Gemeinwesens
und einer unausgelasteten Infrastruktur.

In vielen Rathäusern wird diese Ge-
fahr immer noch nicht ernst genommen.
Dabei ist es vorrangig die Kommunalpoli-

tik, die mit der negativen Bevölkerungs-
entwicklung fertig werden muss. In den
Gemeinden stehen die Schulen und Kin-
dergärten, die irgendwann niemand
braucht, liegt im Boden ein Abwasser-
netz, das bald zu groß wird für die Bürger-
schaft, belastet ein Angebot an Museen
und Theatern den Stadtetat, für die zu-
nehmend das lokale Publikum fehlt. Ost-
deutsche Gemeinden haben mit dem
Rückbau schon reichlich Erfahrung: Erst
stehen Häuser leer, dann gibt es nur kur-
sorisch hergerichtete Brachflächen,
dann kehrt die Natur in die einst dicht
bebaute Stadt zurück.

Gewiss, in Baden-Württemberg sind
wir davon noch entfernt –
weit entfernt aber wohl
nicht mehr. Nur zwei Bei-
spiele seien angeführt. In
Albstadt steht eine ganze
Reihe von alten Textilfa-
briken leer; die Stadt
möchte sie fürs Wohnen,
aber auch für Kultur nut-
zen – doch wer braucht

das angesichts einer schrumpfenden Ein-
wohnerzahl? Noch extremer sind die
Verluste in den abgelegenen ländlichen
Regionen, wo sich etwa in einem Touris-
muszentrum wie Triberg die Einwohner-
zahl bald halbiert haben wird.

Triberg mit seinem Riesenprojekt „Er-
lebniswelt“, das die negative Entwick-
lung wieder ins Positive wenden sollte,
lehrt zudem, dass man keinen unrealisti-
schen Wachstumsphantasien nachhän-
gen darf. Die Kommunalpolitik muss um-
denken und umlernen: Falsche Entschei-
dung heute können Leerstand und Ver-
fall in 30, 40 Jahren produzieren – zu Las-
ten der Gemeinden. Diese dürfen des-
halb den Schrumpfungsprozess nicht
erleiden, sondern sie müssen ihn voraus-
schauend gestalten. Dazu benötigen sie
die Hilfe des Landes, aber es wird wohl
bei der Hilfe allein nicht bleiben können:
Die immer noch ungebremste Auswei-
sung von Neubauland ist nur eines der
deutlichsten Zeichen, dass die schmerz-
hafte Kehrtwende in der Kommunalpoli-
tik nicht vollzogen wird. Offenbar
braucht es dazu deutlicherer Hinweise
durch die Landesregelung – durch eine
neugeregelte Verteilung staatlicher Zu-
schüsse oder gar durch die Gesetzge-
bung. Schließlich denkt man ja auch
beim Klimawandel über solche Schritte
intensiv nach – warum also auch nicht
bei der Bevölkerungsentwicklung?

Die Einwohnerzahl
im Land schrumpft
– die Kommunen
müssen darauf

reagieren
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